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Altona, insbesondere die Stadtteile Sternschanze, Altona-Altstadt, Altona-Nord und 
Ottensen, hat sich während der letzten 3 Wahlen zu einer verlässlichen Hochburg der 
Linken in Hamburg entwickelt. Aktuell verdankt unsere Partei diese Erfolge sicher auch 
zu großen Teilen ihrer erfolgreichen Bezirkspolitik, mit der sie eine immer größere Wähler-
schaft mobilisieren konnte.e.

Die eingeschränkten Kompetenzen der Bezirksversammlung 

In der Bezirksversammlung (BV), die Appendix der Bezirksverwaltung und von daher kein 
autonomes politisches Organ ist, fungieren ihre Mitglieder als Kontrollorgan, nicht als Abge-
ordnete, der Administration des Bezirks bzw. des Stadtteils Altona. Sie unterscheiden sich 
hinsichtlich Funktion und Status nachhaltig von Parlamentariern in Gemeinderäten, Kreis- und 
Landesparlamenten. Obwohl schon eine allgemeine Abhängigkeit (etwa bezüglich des Informa-
tionsflusses) von der Administration und damit eingeschränkte Autonomie gegeben ist, sind 
die Mitglieder des Weiteren dem strengen Reglement des Bezirksverwaltungsgesetzes (BezVG) 
sowie einer rigiden Geschäftsordnung (GO) unterworfen. Beide Reglementierungen werden 
durch eine Geheimhaltungspflicht, auf die das einzelne Mitglied der BV gleich zu Beginn seiner 
Mitgliedschaft eingeschworen wird, und bei deren Verletzung strafrechtliche Konsequenzen 
drohen, ergänzt. 

Dass unter diesen Prämissen eine offene, demokratische oder kritische Diskussion oder gar 
gezielte strukturverändernde Kommunalpolitik fast unmöglich wird, ist evident. Die damit ver-
bundene kommunalpolitische Handlungsohnmacht – von einigen Ausnahmen sei hier einmal 
abgesehen - ist gewollt und findet ihren Höhepunkt in der Entmündigung der Bezirksversamm-
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lung	durch	das	sogenannte	Evokationsrecht	des	Hamburger	Senats.	Angewendet	entzieht	dies	
der	BV	nun	 faktisch,	 sofern	 sie	denn	überhaupt	genuine	kommunalpolitische	Entscheidungs-
kompetenzen	hat,	jeglichen	autonomen	kommunalpolitischen	Handlungsspielraum.	Es	ist	unter	
diesen	 Gegebenheiten	 darum	 nicht	 weiter	 erstaunlich,	 dass	 in	 einer	 Institution	 wie	 der	 BV	
politische	Absichtserklärungen	nur	Fensterredencharakter	haben	können	oder	diese	in	vielen	
Fällen	nur	Propagandaforum	 für	Senatspolitik	 sind.	Dies	 gilt	 in	 besonderem	Maße,	wenn	die	
Mehrheitsverhältnisse	 in	 der	 BV	 mit	 den	 Mehrheitsverhältnissen	 in	 der	 Hamburger	 Bürger-
schaft	korrespondieren.

Bei	mehreren	Gelegenheiten	wurden	in	Altona	sogar	offizielle	bezirkliche	öffentliche	Versamm-
lungen	 „unter	 Polizeischutz	 genommen“.	Das	 erste	Mal	war	 eine	 angesetzte	Diskussion	 zum	
Schanzenfest	der	Anlass.	Die	Bezirksversammlung,	die	ausnahmsweise	in	der	Louise-Schröder-
Schule	 stattfand,	wurde	von	ca.	einer	Hundertschaft,	postiert	 auf	dem	Schulhof,	 „umrahmt“	
und	 im	 Saal	 hielt	 sich	 ein	 Polizeibeamter	 auf,	 den	 der	 Bezirksversammlungsleiter	 Grutzeck	
(CDU)	 als	 „Bürger	 in	 Uniform“	 legitimieren	wollte.	 Die	 Linksfraktion	 erklärte	 daraufhin,	 dies	
nicht	hinnehmen	zu	können	und	verließ	die	Bezirksversammlung.	Die Bezirksversammlungen 
sind öffentlich. BesucherInnen dürfen nicht eingeschüchtert, KritikerInnen der Hamburger 
Politik und der Bezirkspolitik dürfen nicht kriminalisiert und auch nicht mit der diskri-
minierenden Aura der „unberechenbaren Chaoten“ bereits im Vorfeld ihres Rechtes auf 
freie Meinungsäußerung und politische Intervention beraubt werden! 

Der „geheime“ Bauausschuss: Transparent und öffentlich?
Bei	der	ersten	Sitzung	im	Mai	2008	stellten	wir	den	Antrag,	die	grundsätzliche	Vertraulichkeit	
aller	 Bauangelegenheiten	 betreffenden	 Sitzungen	 und	 deren	 Ergebnisse	 aufzuheben.	 Dieser	
Antrag	wurde	abgelehnt.	Besonders	einmütig	waren	die	anderen	Fraktionen	stets,	wenn	wir	an	
der	 Verschwiegenheits-	 bzw.	 Geheimhaltungsverpflichtung	 (§7	 Bezirksverwaltungsgesetz)	 zu	
kratzen	versuchten.	

Unsere	 Anträge,	 Gutachten	 nicht	 investorenfinanziert	 in	 Auftrag	 zu	 geben,	 wurden	 ebenso	
einmütig	abgelehnt,	mit	dem	Argument,	dass	andernfalls	die	Kosten	der	Steuerzahler	zu	tragen	
habe.	Der	Antrag	auf	Mitgliedschaft	des	Bezirksamtes	Altona	in	dem	international	anerkannten	
Antikorruptionsverein transparency international	zur	freiwilligen	Kontrolle	der	Nicht-Verfilzung	
wurde	mit	den	Stimmen	von	CDU	und	GAL	abgelehnt.

Insofern	 können	 wir	 feststellen,	 dass	 insbesondere	 den	Mehrheitsfraktionen	 CDU	 und	 GAL,	
meistens	aber	auch	den	beiden	anderen	Fraktionen	SPD	und	FDP,	kaum	etwas	so	wichtig	war,	
wie	die	Geheimhaltung	von	Beschlüssen,	die	Bauvorhaben	betrafen.	

Dies	machte	unsere	Arbeit	genauso	schwierig	wie	der	Umstand,	dass	unsere	Anträge,	mit	sehr	
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wenigen	Ausnahmen,	grundsätzlich	 von	allen	anderen	Fraktionen	abgelehnt	wurden.	Oft,	 um	
wenige	Wochen	später	auf	Antrag	einer	anderen	Fraktion	in	leicht	abgewandelter	Formulierung	
wiederholt	und	beschlossen	zu	werden.

So	zum	Beispiel	 in	Bezug	auf	unsere	Anträge	nach	sozialen	Erhaltensverordnungen	und	Milieu-
schutz	 für	Altona	Altstadt,	 das	Schanzenviertel	 und	Ottensen.	Wenige	Monate	nach	unseren	
abgeschmetterten	Anträgen	wurden	die	Verfahren	 für	 soziale	Erhaltensverordnungen	 für	 das	
Schanzenviertel	und	das	Osterkirchenviertel	in	Ottensen	beschlossen	und	eingeleitet.	

Natürlich	geschah	dies	nicht,	weil	die	anderen	Fraktionen	erst	durch	uns	auf	solche	Ideen	ge-
kommen	wären,	sondern	weil	die	Forderungen	massiv	aus	der	Bevölkerung	von	Initiativen	vor-
gebracht	worden	waren	und	von	uns	aufgegrif fen	und	auf	die	parlamentarische	Ebene	gehoben	
wurden.	Ähnliches	dürfte	 für	die	plötzlich	ausgebrochene	Begeisterung	 für	Bürgerbeteiligung	
gelten.

In	 den	 vergangenen	 fünf	 Jahren	 wurde	 und	 wird	 das	 Altonaer	 Kerngebiet	mit	mehreren	 par-
allel	 verlaufenden,	 sich	 überschneidenden	 und	 sich	 nicht	 aufeinander	 beziehenden	 Bürger-
beteiligungsverfahren	überzogen,	die	zum	Teil	 vom	Bezirk,	 zum	Teil	 von	den	Senatsbehörden	
mit	 allerlei	 privaten	 Büros	 durchgeführt	 werden.	 Dies	 ist	 sicherlich	 auch	 ein	 Reflex	 auf	 den	
zunehmenden	Bürgerprotest,	den	unsere	Fraktion	aufzugreifen	und	in	Form	von	Anträgen	und	
dergleichen	parlamentarisch	zu	formulieren	versucht	hat.

Nachdem	 der	 Öffentlichkeit	 und	 uns	 immer	 deutlicher	 wurde,	 dass	 diese	 Bürgerbeteiligung	
keinerlei	Einfluss	auf	die	stadtplanerische	Entscheidungsebene	hat,	haben	sich	die	Initiativen	
und	 auch	 unsere	 Fraktion	 aus	 der	 gestalterischen	 Mitarbeit	 an	 diesen	 Beteiligungsgremien	
zurückgezogen.	Exemplarisch	sei	hier	das	Projekt	„Der	Zukunftsplan	-	mehr	Altona“	genannt.

Hier	 sollte	 es,	wie	der	Name	 schon	 sagt,	 angeblich	 um	die	Gestaltung	des	Altonaer	Kernge-
bietes	 für	 die	 nächsten	 zwanzig	 Jahre	 gehen.	 Das	 einzig	 wirklich	 gestaltungsfähige	 Gebiet,	
das	 ehemalige	 und	 zur	 Stilllegung	 geplante	 Bahngelände,	 eine	 der	 größten	 innerstädtischen	
Freiflächen	Europas,	wurde	aber	von	vornherein	als	Vorbehaltsgebiet	der	Senatsbehörde	BSU	
ausgeklammert,	 genauso	 wie	 das	 IKEA/frappant-Gebäude,	 das	 Kreuzfahrtterminal,	 die	 zur	
Finanzierung	 des	 Autobahndeckels	 bestimmten	 Kleingartenflächen,	 zuvor	 das	 Bismarckbad,	
der	Bahnhof,	jetzt	das	Museum	oder	die	Seefahrtsschule	mit	den	danebengelegenen	Grünflä-
chen.	Gleiches	gilt	für	den	Altonaer	Volkspark.

Was	 also	 sollen	 diese	 aufwändigen,	 mehrere	 hunderttausend	 Euro	 Steuergelder	 kostenden	
Beteiligungsverfahren,	 wenn	 die	 Bürgerinnen	 und	 Bürger	 sich	 in	 ihnen	 noch	 nicht	 einmal	 zu	
den	wirklich	wichtigen	 Fragen	 der	 Stadtplanung	 äußern	 dürfen,	 geschweige	 denn,	 dass	 ihre	
Forderungen	hinsichtlich	der	Umsetzung	irgendeine	Verbindlichkeit	haben?

In	der	Schweiz	wurde	die	Bevölkerung	vor	der	Planung	und	dem	Bau	des	St.-Gotthard-Tunnels	
befragt,	ob	sie	ihn	wollen	oder	nicht.	In	Altona	wird	der	Bevölkerung,	nachdem	alles	beschlossen	
ist,	erklärt,	warum	das	gut	für	sie	ist.	Das	sehen	wir	nicht	als	ernstgemeinte	Bürgerbeteiligung	
an,	sondern	als	Versuch	der	Beschwichtigung	durch	Augenwischerei,	oder,	wie	der	Volksmund	
es	zunehmend	zu	recht	formuliert:	als	„Vollverarschung“.	

Der „geheime“ Bauausschuss: Transparent und öffentlich?
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Neue und Große Bergstraße: Der Elch trampelt durch Altona
 

Seit	Ende	des	 letzten	 Jahrhunderts	versucht	die	Bezirkspolitik	der	Großen	Bergstraße	wieder	
eine	angemessene	Funktion	 zu	geben.	Oft	 agierte	und	agiert	 sie	dabei	gegen	die	 Interessen	
der	Anwohner	und	Gewerbetreibenden.	Im	Jahre	2003	haben	diese	zum	Beispiel	durch	die	per	
Bürgerbegehren	erkämpfte	„Planungswerkstatt	Große	Bergstraße“	verhindert,	dass	die	Straße	
wieder	 für	 den	motorisierten	 Individualverkehr	 geöffnet	 wird.	 Der	 dort	 von	 allen	 Beteiligten	
entwickelte	und	getragene	Kompromiss	„Kommunaltrasse“	funktioniert	seit	2005.

Ideen	und	Vorschläge	zur	alternativen	Nutzung	des	„Forums“	und	„Frappant“	sind	bereits	damals	
umfangreich	 entwickelt	worden.	DIE	 LINKE.	Bezirksfraktion	Altona	 hat	 diese	Vorschläge	 seit	
2008	immer	wieder	in	die	Diskussion	der	bezirklichen	Gremien	eingebracht	und	politische	und	
bürgerliche	Initiativen	vor	Ort	tatkräftig	bei	ihrem	Kampf	unterstützt.

Im	Jahre	2005,	nachdem	die	Große	und	Neue	Große	Bergstraße	zum	Sanierungsgebiet	gemacht	
wurde,	sind	Künstler	in	die	leerstehenden	Einzelhandelsflächen	des	Forums	als	„Zwischennut-
zer“	zu	günstigen	Konditionen	eingezogen.	Ihre	Bemühungen,	den	gesamten	Gebäudekomplex	
von	Forum	und	Frappant	zusammen	mit	der	Anwohnerinneninitiative	„Lebendiges	Altona“	einer	
alternativen	Wohn-	und	Arbeitsnutzung	zuzuführen,	wurden	erfolgreich	von	der	Bezirkspolitik	
torpediert.	
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In der Bezirksversammlung vom 26. Juni 2008 haben wir beispielsweise unser Auskunfts-
ersuchen „Verzicht auf Vorkaufsrecht bei ‚Forum‘ und ‚Frappant‘“ debattiert: Die Fragen des 
Auskunftsersuchens nahmen auf den baurechtlichen Zustand in der Großen Bergstraße Bezug, 
mit dem Ziel die Ausübung von Vorkaufsrechten zur Umsetzung von sozialem und alternativem 
Wohnungsbau aufzuzeigen. Gleichzeitig sollte damit auch ein Diskurs in Gang kommen, wie 
innerstädtische Gebiete wieder von den Anwohnern und interessierten Gruppen belebt werden 
können. Natürlich wurden Anträge unserer Fraktion in diese Richtung in der Folgezeit immer 
wieder abgelehnt. Dennoch haben wir nach dem „Verlust“ des Forums den Kampf nicht auf-
gegeben und zusammen mit den Künstlern, die zum 1. Januar 2009 vertrieben werden sollten, 
weiter zusammengearbeitet.

Der neugegründete „FRAPPANT e.V.“ hat mit unserer tatkräftigen Unterstützung ab März 2009 
einen Zwischennutzungsvertrag im Frappant-Gebäude abgeschlossen. Gleichzeitig haben wir 
zusätzliche Mittel beim Bezirk beantragt um die Räumlichkeiten beheizen zu können und zu-
gänglich zu machen.

IKEA ist das Problem und nicht die Lösung

Am 12. Dezember 2008 berichtet NDR 90,3: „Die Ikea-Pläne für eine City-Filiale sind NDR 90,3 
zufolge einzigartig für Deutschland und das europäische Festland. Der neue Typ Möbelhaus sei 
vom Sortiment her so zugeschnitten, dass Kunden nicht mit dem Auto kommen sollten, 
sondern per Bahn und Bus. Der Schwerpunkt liege auf Kleinmöbeln, Gardinen, Teppichen, 
Bettwäsche und Küchenutensilien. Das neue Konzept probierte Ikea bisher erfolgreich in Groß-
britannien aus. Derzeit wird in Southampton eine ähnliche Filiale gebaut.“

Dieser neue Typ Möbelhaus soll laut IKEA nie in Altona entstehen, aber dieses Gerücht einer 
„schönen neuen IKEA-Welt“ lässt sich auch in der Folgezeit nicht entkräften, auch wenn es von 
IKEA in der Öffentlichkeit nie bestätigt wird.

Die Künstler und Kulturschaffenden aus dem Forum und gerade aus St. Pauli und anderen 
Stadtteilen vertriebene Künstlerinitiativen, Architekten, Städteplaner und andere Menschen 
nahmen trotzdem in ganz kurzer Zeit das Gebäude erstmal „in Besitz“. Der Verein „Frappant e. V.“ 

Frappantgebäude
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hatte nach wenigen Wochen über 140 Mitglieder. Regelmäßige Ausstellungen und Events wurden 
von tausenden Gästen besucht.

Im März 2009 kündigt IKEA an, das Frappant zu kaufen, abzureißen und ein 25.000 m² großes 
Möbelhaus in die Altonaer Innenstadt zu setzen, ein Standort, der dafür eigentlich völlig un-
geeignet ist. Das erkannten auch die Vereinsmitglieder und entwerfen deshalb in ganz kurzer 
Zeit ein alternatives Nutzungskonzept für das gesamte Gebäude unter genossenschaftlicher 
Verwaltung. Andere Mitglieder aus dem Verein entwickeln zusammen mit Initiativen und Be-
wohnern vor Ort ein Konzept zum Erwerb des Gebäudes per Wahrnehmung des Vorkaufsrechts 
durch die Stadt.

Als erster Schritt zu dieser kurzfristigen „Inobhutnahme“ durch die Stadt entsteht in diesem 
Kreis die Idee für ein Bürgerbegehren „Kein IKEA in Altona“. Damit ist vorrangig das Ziel ver-
bunden, die weitere Planung für die IKEA-Ansiedlung in der Bezirksverwaltung zu unter-
xbinden („Suspensiveffekt“) um Zeit zu gewinnen für eine Weiterentwicklung des Konzeptes 
eines Stadthauses. Den Initiatoren gelingt es aufgrund einer guten Vernetzung in der alternati-
ven Szene der Stadt ihr Anliegen auch stadtweit zu verbreiten und zu einem festen Bestandteil 
der Initiativen in der Bewegung „Recht auf Stadt“ zu werden.

Bereits 3 Wochen nach Anmeldung sind so viele Unterschriften gesammelt worden, dass alle 
Planungen im Bezirk für 3 Monate (bis November 2009) eingestellt werden müssen. Die Freun-
de für eine IKEA-Ansiedlung, dazu gehören auch die 4 anderen Fraktionen in der Bezirksver-
sammlung Altona, nutzen diese Zeit dafür, Gewerbetreibende vom ECA (EinkaufsCity Altona) 
zum Einreichen eines alternativen Begehrens „PRO IKEA“ zu überreden. Diese Aktivitäten wer-
den von IKEA und der städtischen „Medienmeute“ schon fast aggressiv, eben nicht nur mit 
Geld, unterstützt. Und wie immer in solchen Fällen, werden formale und inhaltliche Bedenken 
und Kritik an Planungen des Monopolisten ersetzt durch Vorurteile und Schönfärberei. Motto 
dabei: Was gut ist für IKEA, muss auch gut sein für Altona!

DIE LINKE. Bezirksfraktion Altona versuchte unverdrossen mit Informationen und Unterschrif-
tensammeln für das Bürgerbegehren gegen eine IKEA-Ansiedlung in der Großen Bergstraße 
immer mehr Altonaer Bürgerinnen und Bürger zu gewinnen. Gegen die oben beschriebene Art 
der Meinungsmache ist das nicht gelungen. Nachdem PRO IKEA Ende November die formalen 
Voraussetzungen erfüllt, wird schon für Januar 2010 ein Bürgerentscheid anberaumt. Im Vor-
feld dieser Entscheidung teilt der Senat zwar mit, auf keinen Fall zu evozieren, also die weite-
ren Planungen und Entscheidungen an sich zu ziehen. Nachdem über 80.000 Altonaer mit einer 
eindeutigen Mehrheit von 77,15 % für die Ansiedlung votieren, erklärt er dann aber, dass nur 
durch eine schnelle Evokation der Wille der Altonaer Bevölkerung umgesetzt werden könne.

Bereits einen Monat nach dieser Entscheidung haben die Aktivisten das Frappant verlassen 
und sind in die Räumlichkeiten der ehemaligen Viktoria-Kaserne in Altona-Nord umgesiedelt. 
Damit sind auf Dauer Menschen aus dem unmittelbaren Umfeld der Großen Bergstraße ver-
trieben worden, die ganz wesentlich zu ihrer Belebung und positiven Entwicklung beigetragen 
haben und neue Ideen auch in die politische Diskussion eingebracht haben. Vielen Dank für 
das Engagement nochmal an alle „Frappantis“.

Neue und Große Bergstraße: Der Elch trampelt durch Altona Seite 9
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DIE LINKE. Bezirksfraktion Altona ist immer noch davon überzeugt, dass die Entscheidung für 
die IKEA-Ansiedlung eine Fehlentscheidung war. Wir sind überzeugt davon, dass die Verkehrs-
probleme ungeahnte Dimensionen annehmen können und die Lärm- und Abgasprobleme von 
den Befürwortern unterschätzt werden. Aber auch der bislang von der Behörde für Stadtent-
wicklung und Umwelt (BSU) praktizierte Umgang mit den bezirklichen Gremien führt demokra-
tische Spielregeln ad absurdum. IKEA wurde mithin das Problem und nicht die Lösung.

Der Verkehrsausschuss
Die Linksfraktion Altona hat sich mit zahlreichen Anträgen für einen leistungsfähigen und 
attraktiven Öffentlichen Personennahverkehr im Bezirk eingesetzt. Hervorzuheben ist die 
Initiative der Linksfraktion, eine direkte Busverbindung von Lurup in die Innenstadt zu schaffen. 
Noch durch die CDU-Alleinregierung war die Metrobuslinie 3 im Februar 2008 von Lurup zum 
Osdorfer Born verlegt worden. Ein Ersatz für die nunmehr fehlende Busverbindung in die In-
nenstadt lehnten CDU und GAL immer wieder ab. Eine bessere Anbindung des neugeschaffe-
nen FESTLAND-Bades in der Altonaer Altstadt durch die Buslinie 283 wurde zwar auf Antrag 
der LINKSFRAKTION mehrheitlich beschlossen, die Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt 
(BSU) setzte die Empfehlung aber aus angeblichen Kostengründen nicht um.

Für Beziehende von Grundsicherung und Arbeitslosengeld II beantragte die LINKSFRAKTION 
ein wirkliches Sozialticket. Die von Senatorin Hajduk (GAL) geführte BSU wurde aufgefordert, 
in Zusammenarbeit mit dem Hamburger Verkehrsverbund anstelle der geplanten Rabattierung 
um 18,00 EUR pro Zeitkarte ein Sozialticket für 15,00 EUR monatlich für den Großbereich 
Hamburg einzuführen. Auch diese Initiative lehnte die CDU/GAL-Mehrheit ab. Ebenso wurde 
der Antrag abgelehnt, die Fahrpreiserhöhung für 2011 wieder zurückzunehmen.

Anträge der Linksfraktion die S-Bahnstationen Königstraße und Sternschanze barrierefrei um-
zubauen, wurden zwar einstimmig von der Bezirksversammlung angenommen – die Umsetzung 
scheiterte aber an dem fehlenden politischen Willen der Deutschen Bahn bzw. der BSU. Die 
Bezirksversammlung kann in diesen Fällen nur Empfehlungen an die Senatsbehörde aus-
sprechen.

Regelmäßig unterstützte die LlNKSFRAKTION Tempo-30 Initiativen – so z.B. in der Bernadot-
testraße ab der Kreuzung Hohenzollernring – oder Eingaben, die auf bauliche Verkehrsberuhi-
gungsmaßnahmen zielten, z.B. im Wohngebiet Mendelssohnstraße, Bahrenfelder Kirchenweg, 
Daimlerstraße.

Für die Schulwegsicherung war die LINKSFRAKTION an vielen Stellen im Bezirk aktiv: In 
direkter Verhandlung mit dem Polizeikommissariat und der Verkehrsdirektion konnte eine Mo-
dernisierung der Ampelanlage Julius-Leber-Straße/Harkortstraße erreicht werden. Jetzt wer-
den Autofahrer durch zusätzliches oranges Blinklicht auf Fußgänger, die die Fahrbahn queren, 
aufmerksam gemacht. So ist der Schulweg zur Haubachschule ein Stück sicherer geworden.

Neue und Große Bergstraße: Der Elch trampelt durch Altona Seite 10
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unterstützte die Bürgerinitiativen gegen Gentrifizierung 
in Altona 

Moorburgtrasse
Keine Zerstörung des Altonaer Grünzuges (speziell 
Gähler Park) für die Fernwärmetrasse von Vat-
tenfall. Diesmal gibt es kein Bürgerbegehren, 
sondern eine Klage durch den BUND und trotz 
klirrender Kälte Baumbesetzungen vornehmlich 
durch AktivistInnen von Robin Wood, unterstützt 
von einer breiten Solidaritätsbewegung aus dem 
Stadtteil. Das OVG stoppt die Baugenehmigung 
und verlangt ein ordentliches Planfeststellungs-
verfahren. Was dabei herauskommt, wird sich 
zeigen. CDU, GAL und SPD haben die Trassen-
führung durch den Grünzug voll unterstützt.

Apfelbaum braucht Wurzelraum
Kein Verkauf der Kleingartenflächen in Ottensen/Othmarschen und Bahrenfeld zur Finanzierung 
des Autobahndeckels, der ohnehin nur noch nördlich der S-Bahnbrücke bis zur Höhe Volkspark 
gebaut werden soll. Ergebnis: ein er folgreiches Bürgerbegehren, aber leider von der GAL-
Senatorin Hajduk durch Evokation gecancelt. Kein Mitspracherecht mehr für den Bezirk, 
insofern auch nicht durch ein bezirkliches Bürgerbegehren. CDU/GAL/SPD/FDP stehen ge-
schlossen hinter dieser Entscheidung.

Buchenhofwald 
Keine Zerstörung des Biotops in Iserbrook durch Bebauung durch den BVE. Trotz erfolgreichen 
Bürgerbegehrens und nachfolgendem Bürgerentscheid (80% Zustimmung wie 3 Jahre zuvor 
beim Bismarckbad) hebelt der Bezirk mit juristischen Manövern und der Unterstützung von 
CDU und GAL den Bürgerwillen aus und bringt - wie beim Bismarckbad die Abrissbirne - 
diesmal die Kettensäge, die ihr Zerstörungswerk durchführte.

Bücherhallen Iserbrook und Rissen
Trotz erfolgreicher Bürgerbegehren, formal unterstützt von allen Fraktionen der Bezirksver-
sammlung, wurden die beiden Bücherhallen von der HÖB geschlossen. Als Ersatz wurde eine 
Bücherhalle in Blankenese eingerichtet.

Elbecamp
Dem Elbecamp am Falkensteiner Ufer wurden mit massiver Unterstützung aller in der Be-
zirksversammlung vertretenen Fraktionen außer uns die bereits gewährten Mittel in Höhe von 

www.moorburgtrasse-stoppen.de
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700.000 Euro wieder entzogen. Obwohl die außerordentlich erfolgreiche Arbeit des Trägerver-
eins zugunsten von Kindern und Jugendlichen aus dem Osdorfer Born und Lurup sowie aus dem 
europäischen Ausland (vor allem Israel, Tschechien und Polen) nie in Abrede gestellt wurde, 
gab es aus uns noch nicht ersichtlichen Gründen eine regelrechte Front gegen das Projekt. Bei 
der Ausschreibung des Geländes unterlag vor 4 Jahren der ADAC beim Zuschlag. Das Verfahren 
vor dem OVG wegen der Zuwendungen ist noch anhängig.

Moltkeblock
Im Zuge der Verdichtungsstrategie des Konzepts „Wachsende Stadt“ stehen CDU, GAL, SPD 
und FDP einmütig dazu, in den Wohn-Kerngebieten Altonas (Altstadt, Nord, Schanzenviertel, 
Ottensen und Bahrenfeld-Ost) Aufstockungen und Innenhofbebauungen zuzulassen, während 
sie „im größten zusammenhängenden Villenviertel Europas“ von Othmarschen bis Blankenese/
Rissen alle baulichen Veränderungen zu verhindern versuchen. Die Zerstörung der einmaligen 
Gartenanlage im Innenbereich des sogenannten Moltkeblocks in Ottensen wurde durch das 
Denkmalschutzamt aufgrund des immensen Drucks der BewohnerInnen verhindert.

Heuburg/Elbtreppe 
In Neumühlen sollten fünf Mietshäusern, die der SAGA gehören, aus bestehende Ensemble 
ganz oder zumindest teilweise abgerissen und neugebaut werden. Bei diesem Ensemble handelt 
es sich um die letzten Arbeiterwohnungen am Elbhang, die immer noch zu bezahlbaren Mieten 
teilweise vermietet und teilweise bereits entmietet und unbewohnbar gemacht worden sind. 
Ein Bürgerbegehren, das auch von der SPD unterstützt wurde, hat die SAGA-Planungen nun 
stoppen können. 

Das Bahngelände, die Neue Mitte Altona
Dieses Gebiet umfasst zwei Gelände: zum einen den östlichen Teil bzw. das ehemalige Güter-
bahnhofsgelände an der Harkortstraße sowie den noch von der Bahn genutzten westlichen Teil 
vom Busbahnhof über den Altonaer Bahnhof über den Lessingtunnel bis hinauf nach Diebs-
teich, westlich begrenzt von der Kohlentwiete. Dieses gesamte Gebiet hat sich die BSU unter 
Leitung der GAL-Senatorin Hajduk für den Zeitraum bis 2025 planungshoheitlich angeeignet 
und dem Bezirk jegliches planerische Mitspracherecht aberkannt. Die Stilllegung des Fern- 
und Regionalbahnhofes Altona stößt in der Bevölkerung auf noch nicht absehbaren Widerstand, 
genau wie die selbstherrliche Senatsüberplanung des gesamten Areals durch die BSU. Die 
diesbezüglichen Planungen werden von allen Fraktionen außer der unsrigen unterstützt. 

Shared space
Das GAL-Projekt der sogenannten Gemeinschaftsstraßen ohne jegliche Verkehrsregulierung 
soll(te) in Altona in der Bahrenfelderstraße zwischen Alma-Wartenberg-Platz und Spritzenplatz 
erprobt werden (Kosten ca. 1 Mio. Euro). Trotz Unterstützung von CDU, SPD und FDP scheint 
das Projekt durch massiven Widerstand vor allem aus dem Bereich der Geschäftsleute, aber 
auch der Sozial- und Blindenvereine, vorerst gestoppt zu sein.

DIE LINKE. Bezirksfraktion Altona 
unterstützte die Bürgerinitiativen gegen Gentrifizierung 
in Altona 
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Die Schere zwischen Arm und Reich wird immer größer

DIE LINKE. Bezirksfraktion Altona kämpfte im Bereich Soziales 
konsequent gegen jegliche Form von Kürzungspolitik
Seit Jahren waren hier bereits Einrichtungen und öffentliche soziale Leistungen zusammen- 
oder sogar kaputtgespart worden. Wir wollten diesen asozialen Prozess nicht nur aufhalten, 
sondern forderten immer auch die eigentlich notwendige Aufstockung von Mitteln, sowie eine 
sinnvolle Erweiterung der Angebote. Die Schere zwischen Arm und Reich, die in Altona immer 
weiter auseinandergeht, muss wieder geschlossen und nicht nur aufgehalten werden! Von so-
zialen Bewegungen erkämpfte Frei- und Schutzräume müssen erhalten bleiben! 

DIE LINKE. Bezirksfraktion Altona macht keine Kürzungspolitik mit
Entkommunalisierung (Privatisierung) und Kürzungen führen zwangsläufig zu Arbeitsplatzabbau 
und –vernichtung, vor allem bei notwendiger Einrichtungen im präventiven Bereich. Es führt zu 
Schlechterbezahlung und Prekarisierung der Arbeitsverhältnisse. Weniger SozialarbeiterInnen 
haben weniger Zeit und Geld für sozialarbeiterische Aufgaben.

Prävention wird immer mehr ad absurdum geführt – dafür werden die Krankenhäuser/Kliniken 
und Knäste immer voller. Vieles, wo bereits in den letzten Jahren der Rotstift wütete, wird noch 
schlechter oder verschwindet ganz. Volkswirtschaftlich gesehen trif ft es wieder diejenigen, die 
sich teure private Leistungen nicht leisten können und bewirkt darüber hinaus eine erhebliche 
Einbuße an zum Teil hart erkämpften sozialen Standards. Das ist gesellschaftspolitisch und 
langfristig auch ökonomisch kontraproduktiv.

Seite 13
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Dabei hat DIE LINKE. Bezirksfraktion Altona nicht mitgemacht 
und wird dies auch nicht tun!

Vor diesem Hintergrund forderten wir eine deutliche Stärkung der Bezirke und ein eigenes 
Haushaltsrecht für sie (nach Berliner Vorbild), lehnten sämtliche Kürzungsmaßnahmen insbe-
sondere im Bereich sozialer und öffentlicher Aufgaben ab und schlugen vor, Mehreinnahmen 
der Stadt von mehr als einer Milliarde, die wider Erwarten für die kommenden Jahre prog-
nostiziert worden waren, zur Rücknahme bereits beschlossener Kürzungen zu verwenden. Es 
war die Bezirksamtsleitung, die davon sprach, dass die Bezirke seit ca. 20 Jahren im Rahmen 
sogenannter Sparmaßnahmen schon zur Kasse gebeten wurden, dass dies inzwischen über die 
Grenzen des Machbaren und Leistbaren hinaus ginge. Wir unterstützten diese Sicht. Insbeson-
dere, weil es verhältnismäßig kleine Summen sind, die bei kommunalen Einrichtungen bereits 
zu einer deutlichen Behinderung in den Kernaufgaben oder sogar zum Aus dieser Einrichtungen 
und Maßnahmen führen können. Dennoch traten die Behördenvertreter bei der entscheiden-
den Diskussion nicht an unsere Seite. Von CDU und GAL wurden wir wie üblich als angeblich 
inkompetent und noch nicht einmal des Rechnens fähig verunglimpft und die SPD gab uns in 
der Sache zwar Recht, stimmte aber ebenso gegen unseren Antrag und plädierte dafür, das 
Plus an unerwarteten Einnahmen „zur Tilgung der Schulden“ zu verwenden. Über eine Milliarde 
Euro verschwanden also im Schwarzen Loch „neoliberaler“ Misswirtschaft! Und der Umbau 
der Bezirke (hin zu ihrer Abschaffung) schreitet voran, nur von Initiativen und Bürgerprotesten 
gestört. Denn auch wenn in einzelnen Fällen durch den massiven Widerstand der Bevölkerung 
Schließungen verhindert werden konnten (Altonaer Museum, Fabrik, der Seniorentreff Altona-
Nord), können die mit der Weiterexistenz verbundenen finanziellen und strukturellen Auflagen 
längerfristig durchaus zur Schließung oder völligen Umorientierung der Aufgaben führen. 

Behindertenpolitik
„Nicos Farm“ ist ein Projekt, in dem sich Eltern sogenannter behinderter wie nicht-behinderter 
Kinder zusammengetan hatten. Auf der Suche nach Räumen, um ihre gut durchdachte Idee 
realisieren zu können, wurden sie in Altona in einem leer stehenden Häuserensemble, das 
hierfür ideal gewesen wäre, fündig und besetzten dies. Eine Altonaer SPD-Vertreterin trat 
sogar vor die Kamera des Hamburg-Journals, um sie dabei zu unterstützen. Bedingung, um mit 
der Behörde über eine Nutzung verhandeln zu können, sei jedoch die sofortige freiwillige Räu-
mung der Häuser. DIE LINKE. Bezirksfraktion Altona unterstützte demgegenüber sowohl das 
Anliegen des Projektes, als auch die Hausbesetzung als legitimes Mittel. Wir hielten uns in der 
Öffentlichkeit jedoch im Hintergrund, um die Sache nicht zu gefährden. Von Seiten der SPD 
war informell klargemacht worden, dass sie nur unter dieser Voraussetzung das Projekt weiter 
unterstützen würden. Letztlich scheiterten dann die Verhandlungen. „Nicos Farm“ wurde „ver-
schaukelt“, auch von der SPD, nachdem der Versuch, das Projekt aufgrund der Einquartierung 
der Holstenpunx im selben Gebäudekomplex ins Wanken zu bringen, an der hohen sozialen 
Kompetenz von „Nicos Farm“ gescheitert war. Sie hatten nicht nur die jungen Leute mitsamt 
ihrer Hunde, sondern auch noch alte Leute im angrenzenden Altersheim und die benachbarte 
Kirchengemeinde als UnterstützerInnen ihrer Idee gewonnen, „Behinderte“ und „Nichtbehin-
derte“ zusammen leben und arbeiten zu lassen. Aber es half ihnen nicht. 

Sozialpolitik Die Schere zwischen Arm und Reich wird immer größerSeite 14
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Drogenpolitik
„Stay-Alive“ ist ein Projekt, das schon seit vielen Jahren hilft, Jugendlichen und Erwachsenen 
aus dem Suchtteufelskreis herauszuhelfen oder erst gar nicht hineinzugeraten. Eine ihrer Depen-
dancen befindet sich schon seit Jahren zusammen mit Arztpraxen in der Großen Bergstraße. 
Eine Initiative von Ladenbesitzern, die während der Auseinandersetzungen um die IKEA-
Ansiedlung von allen Parteien außer der LINKEn hofiert worden war, versuchte nunmehr auch 
gegen das Drogenprojekt, besonders gegen die sogenannten „Drückerräume“, Front zu machen. 
Nachdem sie es geschafft hätten, den Stadtteil und vor allem die Große Bergstraße mit IKEA 
nun endlich wieder chic zu machen, so ihre Argumentation, dürfe dies mit der Ansiedlung des 
Drogenprojektes in der Virchowstraße nicht gefährdet werden. Auch seien die Kinder in der 
Nachbarschaft durch die Drogenabhängigen gefährdet. Es fand u.a. eine Anhörung dazu im 
Kollegiensaal und später noch einmal eine öffentliche Diskussionssitzung im Ausschuss für So-
ziales statt. Fortschrittliche Menschen im Stadtteil bildeten auch eine Pro-Stay-Alive-Initiative. 
Die in erster Linie nur auf ihren Umsatz bedachten Selbstständigen der Großen Bergstraße 
blieben bisher erfolglos. 

Während die anderen Parteien es sich anfangs offensichtlich mit niemandem durch eine pro-
grammatische Aussage zur Drogenpolitik verderben wollten, ergrif f DIE LINKE. Bezirksfraktion 
Altona von Anfang an auch öffentlich Position für „Stay-Alive“ und eine kompetente Drogen-
politik. Wir forderten, dass allen im Stadtteil lebenden Menschen, auch und gerade, wenn 
sie gesundheitliche oder Suchtprobleme haben, vor Ort Hilfsangebote bereitgestellt werden. 
Auch hier vertritt DIE LINKE. Bezirksfraktion Altona den integrativen statt den ausgrenzenden 
stigmatisierenden Ansatz.

Erwerbslosenpolitik
DIE LINKE. Bezirksfraktion Altona kooperierte mit „Alerta“, einer Erwerbsloseninitiative, die 
schon seit Jahren vor den ARGEN Betroffene über ihre Rechte (in mehreren Sprachen) aufklärt 
und sie auf Wunsch zu ihren SachbearbeiterInnen begleitet. Wir redeten nicht nur über Hartz-IV-
BezieherInnen, sondern versuchten, sie in ihrem Prozess der Organisierung von Hilfe und Wider-
stand konkret zu unterstützen. 

Frauen- und Mädchenpolitik
Mehrere Mädchen- und Frauenprojekte wurden während der Legislaturperiode geschlossen. 
Von Seiten der anderen Parteien wurde argumentiert, es würden ja nicht alle in dem Bereich 
Kompetenten entlassen werden, die Mädchen („Wilde Göre“) und jungen Frauen („Trainings-
zentrum für junge Frauen in der Thedestraße“) würden ja auf andere gemischte Projekte ver-
teilt. Individuell würde also das Angebot aufrecht erhalten bleiben. Die von der Frauenbe-
wegung hart erkämpften Frei- und Schutzräume für Frauen und Mädchen wurden als eine 
Art zickiger Luxus und sozusagen nicht mehr zeitgemäß einfach abgetan. Zunehmend wurden 
stattdessen Einrichtungen für Jungen und Männer auf die Tagesordnung gesetzt, so als sei im 
Kampf gegen die Diskriminierung von Frauen genug geschehen und nun müsste sich endlich 
mal um die Täterseite gekümmert werden, bzw. als seien die Jungen inzwischen das diskrimi-
nierte Geschlecht. 
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DIE LINKE. Bezirksfraktion Altona vertrat hierbei die Auffassung, dass z.B. Stalker-
Beratung oder gewaltpräventive Maßnahmen durchaus sinnvoll sein können, dass aber, 
so lange Frauenprojekte nicht ausreichend vorhanden oder nicht ausreichend ausge-
stattet sind, die Diskussion bzw. die mit ihr verbundene Finanzierung äußerst kritisch 
zu sehen ist.

Der Ausschuss für Gesundheit, Soziales und Senioren
Im Themenbereich Gesundheit, Soziales und Senioren war die LINKSFRAKTION regelmäßig mit 
Anträgen und Initiativen präsent. 

Einen Schwerpunkt hatte die LINKSFRAKTION auf Hartz IV gelegt. Mehrfach wurden Anträge 
abgelehnt, die das Ziel hatten, Hartz-IV Beziehende auf die Möglichkeit hinzuweisen, einen 
sozialrechtlichen Beistand zum Termin bei der ARGE mitzunehmen. Dies betraf sowohl 
Schilder, die in den Dienstgebäuden der Hamburger Arbeitsgemeinschaft SGB II anzubringen 
sind, als auch derartige Hinweise in Einladungsschreiben zu Terminen bei der ARGE. Abgelehnt 
wurde der Antrag, dass die ARGE alle LeistungsempfängerInnen über den neuen Anspruch auf 
Sonderbedarfe aufzuklären hat. Schließlich wurde ein Antrag auf Veranlassung einer Bundes-

Migr a t ion s po l i t ik
Auch für die Bereiche der Migrationspolitik gilt, dass der Bezirk im Prinzip nur wenig Entschei-
dungskompetenz besitzt, aber selbstverständlich die einzelnen Ämter des Bezirksamtes in die 
Pflicht nehmen kann. DIE LINKE. Bezirksfraktion Altona beteiligte sich deshalb u.a. an einer AG 
zur Erstellung des „Integrationskonzeptes für Altona“, das u.a. Schulungen in Interkulturalität 
und die Erhöhung der Zahl von BehördenmitarbeiterInnen migrantischer Herkunft für den Bezirk 
verpflichtend vorsieht. 

Darüber hinaus versuchten wir beispielsweise im Ausschuss für Migration (offiziell: „Integrati-
on“) einen interfraktionellen Antrag durchzubringen, der Migrantinnen, die Besucherinnen von 
Sprachkursen sind, mehr als 5 Stunden Kita-Anspruch für ihre Kinder zugestehen sollte. Unsere 
Argumentation: erfahrungsgemäß dauern die Kurse, die Migrantinnen besuchen (sollen und 
wollen), vier Unterrichtsstunden. Bei der normalen Regelung von 5 Stunden Anspruch auf einen 
Kitagutschein lediglich eine einzige Stunde, in der das jeweilige Kind (nicht selten aber auch meh-
rere Kinder an verschiedenen Kitas) zur Einrichtung hin- und zurückgebracht werden muss. Jede, 
die schon einmal eine fremde Sprache lernen wollte, weiß, dass die Unterrichtszeit unbedingt 
durch Hausaufgaben ergänzt werden muss. Wann sollen die Mütter dies aber machen, wenn sie 
dafür keine Zeit zugebilligt bekommen? 

Obwohl alle bürgerlichen Parteien unisono permanent angeblich mangelnden „Integrationswillen“ 
unterstellen und die frühkindliche Erziehung zu Recht als eine wichtige Phase für die Sprech- und 
Sprachentwicklung auf ihre Fahnen geschrieben haben, bügelten sie unsere Argumente ab und 
statt der Empfehlung, den betroffenen Migrantinnen einen 8-Stunden-Anspruch generell zuzu-
billigen, beharrten sie auf Formulierungen, die letztlich nur den Status Quo unterstrichen.

Sozialpolitik Die Schere zwischen Arm und Reich wird immer größerSeite 16
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ratsinitiative durch den Senat auf Einführung eines Regelsatzes von 500,00 EUR und eines 
Mindestlohns von 12,00 EUR je Arbeitsstunde gar nicht erst zur Tagesordnung zugelassen. 
Begründung: Dies hätte keinen bezirklichen Bezug. Angesichts der hohen Zahl von Hartz-IV 
Beziehenden im Bezirk war dies kaum nachzuvollziehen.

Im Gesundheitsbereich beantragte die LINKSFRAKTION die Einrichtung von vier Pflegestütz-
punkten, die im Bezirk Altona wohnortnah über die Leistungen der Pflegeversicherung infor-
mieren sollen. Tatsächlich wurde nur ein Pflegestützpunkt für den gesamten Bezirk im Sozialen 
Dienstleistungszentrum Osdorfer Born eingerichtet.

Regelmäßige Zusammenarbeit bestand mit dem Bezirksseniorenbeirat. Die LINKSFRAKTION 
nahm die Gesprächstermine mit dem Vorstand des Bezirksseniorenbeirats regelmäßig wahr. 
Die LINKSFRAKTION beantragte in der Bezirksversammlung, dass der Seniorentreff des Arbeiter-
samariterbundes „Bei der Pauluskirche“ nicht geschlossen sondern weiterbetrieben werden 
soll. Damit unterstützte die LINKSFRAKTION das Ziel, Kürzungen im Seniorenbereich zu ver-
hindern. Schließlich grif f die LINKSFRAKTION die Forderung des Bezirksseniorenbeirats auf, 
den Tunnel unter der Max-Brauer-Allee weiter zu betreiben und zu reinigen.

Es wurde klar: selbst auf minimalistischer Basis sind CDU, GAL, SPD und FDP nicht bereit, für 
die von ihnen immer wieder selbst beschworene „Integration“ konstruktiv etwas zu tun, schon 
gar nicht, wenn es Geld kostet. Die Migranten und vor allem die Migrantinnen werden in der 
Regel allein gelassen.

Auf der anderen Seite unterstützen die Parteien (auch finanziell) gern sogenannte Migrationspro-
jekte, die die vorhandene Not zwar aufgreifen, aber nur im begrenzten privaten Rahmen, von allen 
Seiten hoch gelobt, nur für wenige MigrantInnen Abhilfe schaffen können. Das gilt vor allem im 
Bildungsbereich, wo derartige Projekte in Ermangelung flächendeckender guter Versorgung mit 
immer neuen Namen und wunderbaren Konzepten entstehen. In Zeiten von Geldknappheit aber, 
versteht sich, verschwinden diese genauso schnell wieder, statt flächendeckend ausgeweitet zu 
werden. Was bleibt ist die, vor allem, aber nicht nur, strukturelle Diskriminierung von Einwande-
rer-Kindern und ihren Eltern. Und es fehlt nach wie vor ein echtes demokratisches Mitsprache-
recht derer, die ja auch genauso wie deutsche Passbesitzer Steuern zahlen müssen und deren 
Kinder hier geboren und aufgezogen werden.

Die LINKE. Bezirksfraktion Altona forderte deshalb u.a. immer wieder den Anspruch auf regelhaft 
gute Versorgung vor allem im Bereich Bildung und Ausbildung von Migranten-Kindern und ihren 
Eltern ein. Darüber hinaus fordern wir das volle kommunale Wahlrecht für alle MigrantInnen, damit 
diese wenigstens dort, wo sie wohnen, in den Stadtteilen und Städten, mitbestimmen können.

Dieser Mangel an Mitbestimmung wurde besonders deutlich beim Volksentscheid zur Primarschu-
le, wo all die Eltern und Großeltern, Brüder und Schwestern, Onkel und Tanten von Migranten-
Kindern nicht abstimmen konnten.  
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Eine Schule für Alle

Im Bereich von Schule und Bildung gab es auf Bezirksebene eine Veränderung. Hatte bisher nur 
die BSB, bzw. die Bürgerschaft (außer in Standortfragen) allein entschieden, sollten die Bezirke 
und die Betroffenen in Form von „regionalen Schulkonferenzen“ nunmehr mitentscheiden. 
Weil CDU und GAL sich auf den Kompromiss einer 6-jährigen Primarschule bei Beibehaltung 
des sogenannten Zweisäulenmodells (Gymnasium und Stadtteilschule) in den Koalitionsver-
handlungen geeinigt hatten, wurde dies bei den in allen Stadtteilen einberufenen „regionalen 
Schulkonferenzen“ zur nicht zu diskutierenden Voraussetzung sämtlicher Planung gemacht. 

Weil DIE LINKE. Bezirksfraktion Altona die Demokratisierung von Planungsprozessen generell 
unterstützt, nahm sie im Bezirk an sämtlichen Regionalen Schulkonferenzen (4mal4 abend-
füllende Veranstaltungen) teil. Nur in den Regionen, wo die Beteiligten an den Konferenzen 
ihre Kritik laut vertraten, konnten die von der Behörde vorgegebenen Rahmenbedingungen, 
vor allem was Räume und Schulfusionen betraf, durchaus noch verändert werden, während 
in den Stadtteilen, wo sich vor allem von Seiten der (überwiegend unterprivilegierten ) Eltern 
kaum Widerstand regte, die Behördenpläne oft zwar zähneknirschend, aber letztlich unwider-
sprochen umgesetzt wurden. DIE LINKE. Bezirksfraktion Altona unterstützte jede Kritik, die mit 
einer Verbesserung des Lernens und der tendenziellen Abschaffung von Selektion verbunden 
war. So konnte in der Diskussion z.B. durchgesetzt werden, dass die Stadtteilschulen nunmehr 
alle eine Oberstufe bekamen und somit das Abitur anbieten können. Die Gymnasien waren von 
Anfang an anders als z.B. die Gesamtschulen von sämtlichen Auflagen befreit. Während für alle 
anderen die Mehrzügigkeit galt, war dies bei den Gymnasien egal. 

Bei der ersten Debatte zur Primarschulreform in der Bezirksversammlung hatte DIE LINKE. 
Bezirksfraktion Altona deshalb insbesondere die GAL gewarnt, sich nicht vor den Karren der 
CDU spannen zu lassen, die trotz aller scheinheiliger Beteuerungen nichts anderes im Sinn 
hatte, als das Zweisäulenmodell und damit die (soziale) Selektion zu zementieren. Die GAL 
selbst war mit ihrer „Neunmalklug“-Forderung schon mal weiter gewesen. Der Kompromiss 
„Zwei Jahre längeres gemeinsames Lernen“ sei ein fauler Trick und reine Taktik, weil damit 
fortschrittliche pädagogische Kräfte als potentielle KritikerInnen befriedet und aus der öffent-
lichen Debatte herausgehalten werden sollten. 

DIE LINKE. Bezirksfraktion Altona unterstützte in der Folgezeit dennoch die Primarschulreform, 
weil in den Nachverhandlungen zur Reform wenigstens ein Minimum an Verbesserungen durch-
zusetzen war (darunter die Abschaffung des Büchergeldes und vor allem die Verkleinerung der 
Klassen). Das Ergebnis des Volksentscheids ist bekannt. Auch dürfte nicht überraschen, dass 
die Galionsfigur des elitären Widerstands, Scheuerl, nunmehr für die CDU kandidieren wird.  
Die politische Arbeitsteilung hat offensichtlich geklappt. So gut wie unbekannt ist aber die 
beeindruckende Tatsache, dass ausgerechnet im Bezirk Altona, aus dem heraus Rechtsanwalt 
Scheuerl mit so gut wie ungebremster Energie und immensen finanziellen Mitteln agierte, sich 
nun eine knappe Mehrheit für die Primarschulreform aussprach. Und das dürfte u.a. auch dem 
engagierten und kompetenten wie dif ferenzierten Einsatz der LINKSFRAKTION in der Frage der 
Schulreform zu verdanken sein! 
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Kinder- und Jugendpolitik: 
Unsere Arbeit im Jugendhilfeausschuss
Unser Handeln im Jugendhilfeausschuss galt den Interessen und Bedürfnissen der Kinder und 
Jugendlichen, insbesondere denen, die unter den Bedingungen der sozialen Armut und den 
damit verbundenen Benachteiligungen aufwachsen. Unser Ziel war gemäß unserem Wahlpro-
gramm der Erhalt und der Ausbau der Jugendhilfe. Angesichts der Stimmenverhältnisse in der 
Bezirksversammlung waren realistisch betrachtet Mehrheiten für unsere Positionen und 
Anträge selten oder gar nicht zu erzielen. Trotzdem waren unsere Präsenz und die Diskussionen, 
die wir im JHA anstrengten, von großer Bedeutung. In vielen Fällen zwangen wir dem Gremium 
Diskussionen auf, die ansonsten unter den Tisch gefallen wären und zum Teil zu völlig anderen 
Umgangs- und Verfahrensweisen geführt hätten. 

Die landesweiten Kürzungsvorhaben im sogenannten Konsolidierungsprogramm für die Jahre 
2011 bis 2014 in Höhe von ca. zwei Millionen Euro in der Offenen Kinder- und Jugendarbeit 
(OKJA) - der Gesamtetat betrug im Jahr 2010 knapp 34,7 Millionen Euro – werden vornehmlich 
die Kinder, Jugendlichen und ihre Familien in den sozial benachteiligten Stadtteilen treffen, 
wenn sie wie geplant umgesetzt werden. Als Vertreter der Bezirksfraktion DIE LINKE erklär-
ten wir im JHA wiederholt in den Debatten um Mittel- und Personalkürzungen sowie um die 
Entkommunalisierung von Einrichtungen, dass die Fraktion keiner direkten oder indirekten 
Mittelkürzung zustimmen würde. Und genau das taten wir auch nicht! Vielmehr setzten wir 
uns während der Sitzungen für den Ausbau der Kinder- und Jugendhilfe und für eine bessere 
finanzielle und personelle Ausstattung der Jugendhilfeeinrichtungen ein. Wir verlangten eine 
andere Prioritätensetzung durch den Senat. Wir schlugen vor, das Geld mittels einer anderen 
Steuerpolitik aufzubringen. Kinder und Jugendliche sollten nicht darunter leiden, dass der Senat 
horrende Summen in die Finanzierung der Elbphilharmonie und zur Rettung der maroden HSH 
Nordbank gesteckt hat. 

Vor dem Hintergrund des Bruchs der Senatskoalition und den Neuwahlen am 20.02.2011 zwangen 
DIE LINKE. Bezirksfraktion Altona und die SPD in der Dezembersitzung des JHA mit einem 
gemeinsamen Antrag gegen Kürzungen im Bereich der Offenen Kinder- und Jugendarbeit die 
GAL dazu, Farbe zu bekennen. Sie stimmte zähneknirschend zu. Der Antrag wurde gegen die 
Stimmen von CDU und FDP mehrheitlich angenommen. Auch wenn dieser Antrag keine Aus-
wirkungen auf die nächste Legislaturperiode haben wird, war es wichtig, die grüne Partei in 
Verantwortung zu nehmen. 
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Zwei Beispiele aus der konkreten Arbeit:

Holstenpunx
Das Projekt „Holstenpunx“ sollte aufge-
löst und die Betroffenen auf verschiedene 
Wohnungen in verschiedenen Stadtteilen 
verteilt werden. Obdachlose Punks im Alter 
bis 27 Jahre, die über viele Monate den Vor-
platz am Bahnhof Altona bevölkert hatten 
und dem Bezirksamt ein Dorn im Auge wa-
ren, wurden vorübergehend in leer stehen-
de Häuser von „Pflegen und Wohnen“ im 
Bahrenfelder Holstenkamp untergebracht, 
wo sie, von Pädagogen begleitet, zur Ruhe 
kommen konnten, sich zusehends stabi-
lisierten und begannen, Schulabschlüsse 
nachzuholen oder Wege in Ausbildung und 
Beschäftigung zu beschreiten. 
Gleichzeitig hatte sich in der kurzen Zeit 
eine sich gegenseitig stützende und hel-
fende Gemeinschaft entwickelt. Sie hatten 
miteinander und füreinander eine solidari-
sche Lebensform herangebildet, die ihnen 
Struktur und Halt gab und in der sie sich 
gegenseitig motivierten. Obwohl auch das 
Jugendamt die Fortschritte bemerkte, wollten 
Amt wie VertreterInnen der Koalition das 
Projekt leichtfertig aussetzen. Dagegen 
entwickelten wir im JHA wie in der Bezirks-
versammlung erheblichen Widerstand. 

Als DIE LINKE. Bezirksfraktion Altona be-
antragte, das Projekt „Holstenpunx“ weiter 
zu finanzieren und wir dachten, dies müsse 
wegen seiner offensichtlichen Befriedungs-
funktion auch im Interesse der übrigen Par-
teien sein, wurden wir zu unserer Überra-
schung zunächst beschimpft und verlacht 
– bis der Bezirksamtsleiter die anderen 
Fraktionen bat, unsere Initiative doch bitte 
zu unterstützen. Diese reagierten anfangs 
irritiert, erbaten eine Sitzungsunterbre-
chung und waren nur bereit „ja“ zu sagen, 

wenn nicht unser Antrag, sondern ein inter-
fraktioneller zur Abstimmung gestellt werden 
würde. Wir willigten ein, weil es uns um die 
Sache und nicht um uns ging. 

So gelang es das Projekt zu sichern und 
diesem eine vernünftige Perspektive zu 
verschaffen. Unser Antrag an die Bezirks-
versammlung wurde nur leicht verändert 
als interfraktioneller Antrag angenommen. 
Inzwischen hat sich der Bezirk das Projekt 
und seine Förderung zu Eigen gemacht und 
gute Voraussetzungen dafür geschaffen, 
dass das Projekt „Holstenpunx“ fortbeste-
hen kann.

Kinder- und Jugendpolitik: 
Unsere Arbeit im Jugendhilfeausschuss
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Wilde Göre
Die Linke setzte sich im Jugendhilfeaus-
schuss und in der Bezirksversammlung 
vehement für den Fortbestand der Ein-
richtung „Wilde Göre“ ein. 

Die „Wilde Göre“ verfügte als kommunale 
Einrichtung bisher über 1,5 Stellen, wobei 
die halbe Stelle durch den Weggang der Er-
zieherin seit längerer Zeit nicht wieder mit 
einer Personalkraft besetzt worden war. Der 
Jugendhilfeausschuss beschloss am 07. Juni 
mit einer Gegenstimme der Bezirksfraktion 
DIE LINKE, eine halbe Stelle an den Jugend-
club Struenseestraße in Altona-Altstadt für 
die Mädchenarbeit dort und eine weitere 

halbe Stelle an die Einrichtung „Mädchen-
oase“ in Altona-Nord ebenfalls für die 
Mädchenarbeit anzugliedern. 

DIE LINKE. Bezirksfraktion Altona ist der 
Überzeugung, dass Mädchen und junge 
Frauen geschlechtsspezifische Angebote 
in einem geschützten Rahmen und mit 
Hilfe ihrer Beteiligung nutzen können sollen, 
unbeobachtet und ohne Einflussnahme 
durch Jungen, Männer oder ihre Familien. 
Viele Mädchen und junge Frauen benöti-
gen Beratungen, Unterstützung und gezielte 
Hilfeleistungen, die sie in ihren Familien 
oder im sonstigen Umfeld nicht erhalten 
können. Eine Reihe von ihnen will sich außer-
dem keiner Bedrohungssituation ausset-
zen. Ihnen kann eine Einrichtung keine 
Sicherheit vermitteln, die von beiden Ge-
schlechtern aufgesucht wird und die sie, 
von allen beobachtbar, betreten müssten. 
Zahlreiche Mädchen und junge Frauen 
werden in ihrer Persönlichkeitsentwicklung 
in unliebsame Rollen gedrängt, können kei-
ne eigene Wege für sich finden, erfahren 
physische und psychische Gewalt oder wer-
den gar missbraucht. Reine Mädchen- und 
Frauenprojektestellen stellen für sie daher 
einen Rettungsanker dar und müssen als 
geschlechtsspezifische Angebotsform in 
Zukunft wieder ausgebaut werden. Selbst 
wenn es einen weniger dramatischen Hin-
tergrund gibt, sollten Mädchen und junge 
Frauen einen Raum für sich nutzen können. 

Kinder- und Jugendpolitik: 
Unsere Arbeit im Jugendhilfeausschuss
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Was die EU-Kommission bewogen hat Hamburg für das Jahr 2011 zur European Green Capital 
zu erklären, ist wohl nur durch die Hamburg Lobby in Brüssel zu erfahren. Sachlich ist dies 
nämlich absolut nicht gerechtfertigt. 

Was für Hamburg zutrif ft, gilt selbstverständlich auch für Altona: mangelnder Baumschutz und 
mangelhafte Baumerhaltung, unzureichender Gewässerschutz und hohe Schadstoffbelastungen 
in der Atmosphäre. 

Im Einzelnen heißt dies, dass in Altona mehr Bäume gefällt als nachgepflanzt werden. Sofern 
dann nach Baumfällungen überhaupt neue Bäume nachgepflanzt werden – die Nachpflanzungen 
werden speziell im privaten Bereich vom BA höchst nachlässig kontrolliert – entsprechen diese 
in ihrem Blattvolumen auch nicht annähernd den gefällten Bäumen. So müsste z. B. auf die 
Vernichtung von 1600 m2 Blattfläche die Nachpflanzung von hunderten kleiner Bäume erfolgen, 
was nirgendwo geschieht!

Exemplarisch für die Baumvernichtungspolitik in Altona ist etwa die fast völlige Baumbesei-
tigung ohne adäquate Nachpflanzung vor dem Anleger in Teufelsbrück, oder die Beseitigung 
großer Baumbestände vor und hinter dem Bahnhof Blankenese, ebenfalls ohne ausreichendes 
Äquivalent. Des weiteren sei auf die Abholzungsaktionen im Buchenhofwald in Osdorf sowie 
im Volkspark hingewiesen, denen auch keine adäquaten Aufforstungen folgten. Wird in der Ab-
holzungspolitik in Altona weiterhin so verfahren, lässt sich ausrechnen, wann dieser Stadtteil 
kaum noch Baumbestand hat. 

Gewässerschutz und Gewässerregulierung entsprechen auch in Altona in weiten Bereichen 
nicht den landesgesetzlichen Normen (HmbNatSchG) und EU-Richtlinien. Auch hier sei wieder 
nur beispielhaft auf die sporadisch auftretende Verunreinigung der Düpenau durch die Groß-
baustelle des XFEL von DESY hingewiesen oder die bei jedem stärkeren Niederschlag auftreten-
de Überflutung der Wedeler Au mit verunreinigtem Wasser, deren Beseitigung in die Kompetenz 
von HAMBURG WASSER fällt. Es ließen sich zahlreiche weitere Beispiele eines ungenügenden 
Wasserschutzes aufzählen.

Hinsichtlich der Schadstoffbelastung der Luft in Altona sei nicht nur auf die CO
2-Emissionen 

des Kfz.-Verkehrs sowie seitens der Industrie, sondern auch auf die Schadstoffbelastung der 
Atmosphäre durch die Verbrennung schwefelhaltigen Schweröls durch Schiffsdieselmotoren 
hingewiesen. Diese Emissionen wie auch die vormals besonders schwefelhaltigen Emissionen 
des Wedeler Kraftwerks haben zu einem zu hohen pH-Wert am Elbhang vom Hafenausgang bis 
zur westlichen Stadtgrenze geführt. Da übersäuerte Böden das Wachstum von Bäumen negativ 
beeinflussen sowie legale und illegale Baumfällungen zu rückläufiger Sauerstoffproduktion im 
Stadtteil führen, ist mit Erreichen von unzulässigen Grenzwerten bezüglich der Schadstoffbe-
lastung in Altona in den nächsten Jahren zu rechnen. 

Nach der Bezirksverwaltungsreform von 2005/2006 wurden die Naturschutzreferate der Bezirke 
zerschlagen. Die einst direkt der Bezirksamtsleitung unterstehenden bezirklichen Naturschutz-
referate wurden aufgelöst und ihre Funktionen auf verschiedene Bezirksbehörden verteilt. 
Diese Desorganisation und entsprechende Mittelkürzungen haben dazu geführt, dass Fachper-
sonal fehlt, um kompetent die staatlichen Aufgaben im Naturschutz durchzuführen. 

Seite 22 Umweltpolitik in Altona 
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Fernwärmetrasse und 
Rekommunalisierung der Energienetze

Linke Bezirkspolitik ist ökologisch und richtet sich gegen die Privatisierung der öffentlichen 
Daseinsvorsorge. Die in der Überschrift benannten Themen erlangten auch über die kommu-
nalen Grenzen hinaus in der letzten Legislaturperiode zentrale Bedeutung und werden in den 
nächsten Jahren wichtige Themen der öffentlichen Debatte bleiben.

Die Fernwärmetrasse sollte ursprünglich vom Monsterkohlekraftwerk Moorburg (Bezirk Har-
burg) durch den Freihafen und unter der Elbe hindurch, weiter durch die Altonaer Grünzüge 
Gähler-Park, Wohlers-Park, Berta von Suttner Park und weitere Grünflächen zum Haferweg 
geführt werden – verbunden mit dem Fällen von über 300 zum Teil recht alten Bäumen. Die 
Trasse sollte hier an das bestehende Hamburger Fernwärmenetz angeschlossen werden, gespeist 
durch das Kohlekraftwerk Wedel – laut Vattenfall und BSU die angeblich „günstigste Lösung“. 
Ohne die Fernwärmetrasse durch Altona würde Moorburg auch zu einem ökonomischen Rohr-
krepierer, weil der Aufwand zur Abkühlung des Elbwassers erheblich aufwändiger wird.

Die Initiative „Moorburgtrasse stoppen“ hat DIE LINKE. Bezirksfraktion Altona für dieses öko-
logische und ökonomische Desaster erstmals sensibilisiert. Ursprünglich hat sich unsere Frak-
tion nämlich bei entsprechenden Abstimmungen in den bezirklichen Gremien enthalten in 
Verkennung der gerade beschriebenen Zusammenhänge. Diesen Fehler habe wir im Nachhin-
ein hoffentlich ausreichend korrigiert. Wir haben ein Auskunftsersuchen an die BSU gerichtet 
und im Bezirk Akteneinsicht in Planungsunterlagen genommen. Beides war flankiert durch 
fundierte Beratung durch die Initiative. DIE LINKE. Bezirksfraktion Altona hat im nächsten 
Schritt bei der Veröffentlichung der Planungsunterlagen Zuarbeiten geleistet und die Veröf-
fentlichungen der Planungsentscheidung recht kritisch begleitet, u.a. belegbar festgestellt, 
dass der Bescheid nach Veröffentlichung im Internet „nachgebessert“ wurde, ein Punkt übri-
gens, der vom Oberverwaltungsgericht Hamburg (OVG) bei seiner Aufhebung des Bescheids 
hervorgehoben wurde.

Gleichzeitig haben Fraktionsmitglieder die oben geschilderte Diskussion auch in die Bürger-
schaftsfraktion und die Landesarbeitsgemeinschaft Umweltschutz, Energie und Verbraucher-
schutz (AG UEV) getragen. Dadurch wurde es eines der Schwerpunktthemen beim Bundestags-
wahlkampf 2009 in der Stadt.

Ein Hebel zur kommunalen Einflussnahme auf Ökologie- und Energiepolitik stellt die Verfüg-
barkeit über die Versorgungsnetze (Gas, Strom und Wasser) dar. Diese Netze befinden sich 
heute fast ausschließlich in der Verfügungsgewalt der vier deutschen Energieriesen E.ON, 
EnBW, RWE und Vattenfall, die zu großen Teilen privatisiert sind und durch ihre Monopolstel-
lung weitgehend der demokratischen Kontrolle entzogen sind. Der Ersatz fossiler Brennstoffe 
und Atomkraft durch regenerative Energien und Energiesparen ist nach unserer Einschätzung 
nur möglich, wenn die zugehörigen Netze wieder durch Bezirks-, Kreis und Landesparlamente 
kontrolliert werden und deren Betrieb und Unterhalt von staatlichen Unternehmen geleistet 
wird. Der am 13. Dezember von der Bürgerschaftsfraktion vorgelegte 10 Punkte-Plan zur Über-
führung der Energienetze in öffentliche Hand beschreibt diesen Weg.

„Unser Hamburg, unser Netz“ hat im Oktober dieses Jahres eine gleichlautende Volksinitiative 
erfolgreich ins Leben gerufen, die zum Ziel hat, die Energienetze zurück in öffentliche Hand zu 
bringen. Unter diesem Titel hat DIE LINKE. Bezirksfraktion Altona am 21. Oktober im Kollegi-
ensaal des Altonaer Rathauses eine Veranstaltung organisiert. 
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Der Ausschuss für Umwelt- und Verbraucherschutz

Der Ausschuss für Umwelt- und Verbraucherschutz ist lediglich mit geringen Zuständigkeiten 
ausgestattet. Die LINKSFRAKTION hat sich mit Anträgen dafür eingesetzt, dass der Winter-
dienst wieder von der Stadt selbst übernommen wird. 

Bei der zuständigen Verwaltung forderte die LINKSFRAKTION mehrfach die Errichtung einer 
Landstromversorgungsanlage am Kreuzfahrtterminal ein. Bei bestimmten Windrichtungen 
besteht in der Altonaer Altstadt eine erhebliche Luftbelastung mit Schiffsdieselabgasen. Die 
Kreuzfahrtschiffe werden bislang durch dieselbetriebene Aggregate mit Strom versorgt, wenn 
sie am Terminal vor Anker liegen. Diese für Altonas Altstadt schwer erträgliche Luftver-
schmutzung könnte vermieden werden, wenn die Kreuzfahrtschif fe künftig landseitig mit 
Strom versorgt werden. Nach Auskunft der Behörden sei dies derzeit noch nicht realisierbar, 
da keine internationalen technischen Standards für die landseitige Stromversorgung von Schiffen 
existieren.
	
	
	
	
	
	

	

Kulturpolitik: Kultur ist ein Menschenrecht
Der Bezirk Altona ist traditionell reich an unterschiedlichsten kulturellen Einrichtungen und An-
geboten. Ein nicht geringer Teil davon, wie z.B. die klassischen Stadtteil- und Kulturzentren (Haus 
3, Die Motte, die GWA, die Fabrik), aber auch Bürgertreffs (in Altona Altstadt oder Lurup/Osdorf) 
oder die Rote Flora ist von der Bevölkerung im jeweiligen Stadtteil erkämpft, bzw. basisdemo-
kratisch durchgesetzt worden. Im Laufe der Jahre haben sie sich zum Teil selbst über Hamburg 
hinaus einen Namen gemacht. Dennoch machten Kürzungen und Beschneidungen auch vor ihnen 
nicht Halt, wobei das Komplizierte daran u.a. die Mischfinanzierung zwischen Stadt und Bezirk ist. 
Überwiegend waren sich die Fraktionen im Bezirk dabei in der Frage des Erhalts einig. Und das 
sah erst einmal nach „Wir ziehen alle an einem Strang“ aus, stellte sich im Detail aber als sehr 
verzwickt heraus. Unter schwarz-grüner Ägide wurde im Rahmen einer „Evaluation“ hamburgweit 
eine Bestandsaufnahme durchgeführt und dabei – es wäre naiv, in Zeiten „knapper Kassen“ dies 
nicht dahinter zu vermuten - die „Effizienz“ aller Einrichtungen auf den Prüfstand und damit selbst-
verständlich auch in Frage gestellt. 
Heraus kam in Altona aber, dass sämtliche Einrichtungen sich sogar unter marktwirtschaftlich 
beschlagener Brille als äußerst erhaltenswert und „effizient“ erwiesen. Und das galt auch für die 
Theater und diverse andere kulturelle Orte und Projekte. Der Kulturhaushalt ist daraufhin sogar 
erhöht worden. Dennoch wurden Vorstöße gemacht, unter dem Vorwand notwendiger Kürzungs-
maßnahmen Einrichtungen zu „optimieren“. So wurde z.B. die FABRIK aufgefordert, innerhalb 
kürzester Zeit andere Betreiber und Konzepte zu finden, was das Aus für den bisherigen Ansatz, 
einer gelungenen Mischung zwischen Eventkultur und soziokultureller Stadt(teil)bezogenheit be-
deutet hätte. Wegen breiten offenen Widerstands von Seiten der (nicht nur Altonaer) Bevölkerung 
konnte hier noch mal die Notbremse gezogen werden. Unter Bürgermeister Ahlhaus und seinem 
Kultur-anti-experten Stuth aber wurde offen die Axt angelegt, und zwar wieder in Altona: Nunmehr 
sollte das Altonaer Museum als zu „ineffizient“ geschlossen werden. Wie auch bei der FABRIK 
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stellte  sich DIE LINKE. Bezirksfraktion Altona von Anfang an dagegen und plädierte aus guten 
Gründe für einen Erhalt, während die übrigen Fraktionen inklusive der GAL dem „Ineffizienz“-
Vorwurf wieder einmal geschlossen auf den Leim gingen. Darüber hinaus unterstützte die LINKE. 
Bezirksfraktion Altona die „Initiative zum Erhalt des Altonaer Museums“, die die Schließung dann 
auch erfolgreich abwehrte, aber weiter aktiv blieb, weil die mit der Rücknahme der Schließung 
verbundenen Auflagen in ihrer Konsequenz – eben nur über einen längeren Zeitraum - zur völligen 
Umdefinierung der Aufgaben und Ziele des Museums führen würden. 

Ähnliches geschah in anderen Bereichen, unter dem „Sachzwang Kürzungs- und Konsolidie-
rungspolitik“ wurden für die sozio-kulturellen Kernaufgaben Gelder entzogen und damit die 
Stadtteilkultur konterkariert. Im Gegensatz zu den unvorstellbar hohen Summen, die eine Elb-
philharmonie auf unabsehbare Zeit verschlingen wird, handelte es sich bei diesen Summen um 
„Peanuts“. Für Einrichtungen aber, die sowieso schon immer mit relativ wenig Geld auskommen 
müssen, bringen diese Kürzungen auf Dauer das Aus. 

Wie sehr es bei den in Frage gestellten Einrichtungen auch immer um die Grundstücke geht, auf 
denen sie stehen – die an den Höchstbietenden verscherbelt werden sollen - hatte bereits der 
erfolgreiche Kampf ums Bernstorff-Kino gezeigt, dessen Abriss ebenfalls durch den „Druck von 
der Straße“ verhindert werden konnte. Wir als DIE LINKE. Bezirksfraktion Altona setzten einer 
entfremdeten Kulturpolitik, die ausschließlich den Gesetzen der Marktwirtschaft unterworfen ist, 
die „Kultur von unten“ entgegen, die Kreativität und kulturelle Bedürfnisse als Menschenrechte 
einfordert. In diesem Sinne unterstützten wir auch die KünstlerInnen im Frappant und Bewegungen 
wie „Recht auf Stadt“. Und in diesem Sinne forderten und förderten wir neben dem Erhalt der 
bestehenden Einrichtungen und Projekte den Aus- und Aufbau kultureller Einrichtungen in den 
traditionell kulturpolitisch eher „übersehenen“ Stadtteilen.
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Neonazis und Antifaschismus in Altona
Neonazis auf den Straßen Altonas sind glücklicherweise nicht die Normalität. Dennoch gibt es 
sie. In Blankenese wohnte bis zu seinem Tod einer ihrer bekanntesten Vertreter, Rechtsanwalt 
Jürgen Rieger. In regelmäßigen Abständen agitierten die Nazis mit Hilfe von Infotischen und 
Aufmärschen u.a. deshalb immer wieder in Blankenese, das, wie viele HamburgerInnen nicht 
wissen, verwalterisch und politisch zu Altona gehört. 

Im Bezirk Hamburg-Nord hatte sich der Bezirksamtsleiter entschlossen auf Grundlage des 
Informationsfreiheitsgesetzes Informationen über von Neonazis angemeldete Infotische an die 
Öffentlichkeit weiter zu geben. In mehreren Initiativen forderte DIE LINKE. Bezirksfraktion 
Altona dies auch für Altona ein, in einem Fall erfolgreich. Frühzeitig konnte gegen eine von 
den Neonazis geplante Kundgebung vorgegangen werden. Unter Hinweis auf die Gefahren, die 
von brutalen Nazis nachweisbar ausgehen, wurde deren Infotisch nicht genehmigt und statt-
dessen willigten alle Fraktionen der Bezirksversammlung Altona gemeinsam ein, demonstrativ 
anstelle der Nazis in Blankenese Infostände in einer konzertierten Aktion anzumelden. Dies 
wurde ein großer Erfolg, wenngleich ein paar Neonazis durch das Verteilen ihrer Flugblätter 
und Broschüren, was auch ohne Infotisch möglich ist, zu provozieren versuchten. Ihre Materi-
alien landeten aber im „Braunen Sack“. Oberste Maxime beim Vorgehen gegen Neonazis 
war für DIE LINKE. Bezirksfraktion Altona immer, erst einmal zu versuchen, andere Frak-
tionen und Parteien „mit ins Boot zu bekommen“. Uns kam es auch hier nicht auf das 
„Urheberrecht“, sondern auf die Effizienz des Vorgehens, bzw. der Aktion an. In einigen 
Fällen gelang es, in Fällen, wo es aber praktische Konsequenzen nach sich gezogen hätte, 
scheiterte es aber. Da blieben wir allein.

Gedenken an den 
„Altonaer Blutsonntag“ 
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Der jüngste Anlass, bei dem DIE LINKE. Bezirksfraktion Altona diesbezüglich mit Inhalten statt 
nur bunten Luftballons aufwarten konnte, war die Veranstaltung „Vielfalt tut gut“ in der Fab-
rik. Alle Parteien waren aufgefordert worden, zur Gestaltung etwas beizutragen. Uns fiel dies 
nicht schwer. Wir schlugen eine Ausstellung der VVN zum Thema Neonazis, die Vorstellung der 
Aktion „Brauner-Sack“ und die Auslage diverser Materialien zum Thema vor. In Ermangelung 
eigener guter und passender Vorschläge drängten dann die übrigen Parteien darauf, „die Par-
teien ganz außen vor zu lassen“, wollten noch während der Veranstaltung uns dazu zwingen, 
alles das, was wir zum Thema zu sagen und vorzuzeigen haben, aus der Fabrik verschwinden 
zu lassen. Wir verzichteten zwar auf unsere Parteiplakate, weigerten uns aber, die Materialien, 
Buttons usw. zum Thema wegzuräumen. Die VVN-Ausstellung blieb ebenso vor Ort wie später 
ein Vertreter des „Hamburger Bündnisses gegen Rechts“ die Aktion „Brauner Sack“ den Ju-
gendlichen vorstellte. SOLID-Genossen verkauften gar eine Antifa-Plakette an Christa Goetsch 
(GAL), zu diesem Zeitpunkt noch Zweite Bürgermeisterin und Bildungssenatorin.

Die Veranstaltung „Vielfalt tut gut“ insgesamt war ein großer Erfolg und es wurde offen-
bar, dass DIE LINKE. Bezirksfraktion Altona im wahrsten Sinne des Wortes am meisten 
zu bieten hatte. 

Von links: Michael Sauer, Karsten Strasser, Robert Jarowoy, Anita Friedetzky, Eckhard Fey.
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